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1 3 9 . Kundmachung: Weitere Beitritte und Ratifikationen, betreffend den am 11. Juli 1952 in Brüssel unter-
zeichneten Weltpostvertrag und die am gleichen Tage unterzeichneten sieben Übereinkommen des Weltpost-
vereines.

1 4 0 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Volksrepublik Bulgarien,
betreffend die Regelung der Donauschiffahrt.

1 4 1 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Gesandtschaft in Bern und dem Eidgenössischen Politischen
Departement, betreffend die Vereinbarung über den Austausch von Gastarbeitnehmern zwischen der
Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft.

1 3 9 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 19. Juni 1956 über die seit der
Verlautbarung im BGBl. Nr. 147/1955 er-
folgten weiteren Beitritte und Ratifikationen,
betreffend den am 11. Juli 1952 in Brüssel
unterzeichneten Weltpostvertrag und die am
gleichen Tage unterzeichneten sieben Über-

einkommen des Weltpostvereines.
Nach Mitteilungen der belgischen Botschaft in

Wien sind zwischen dem 21. März 1955 und
dem 23. März 1956 nachstehende weitere Staaten
dem Weltpostvertrag und den gleichzeitig unter-
zeichneten Übereinkommen des Weltpostver-
eines beigetreten oder haben den Weltpostvertrag
und die erwähnten Übereinkommen ratifiziert:
1. Weltpostvertrag samt Schlußprotokoll und

Anhang, Durchführungsbestimmungen und
Anhang, Bestimmungen über die Flugpost-
briefsendungen samt Schlußprotokoll und An-
hang:

Burma, Chile, Israel, Jugoslawien, Mo-
nako, Polen, Spanien (einschließlich Spanisch
Marokko und der Gesamtheit der spanischen
Kolonien), Türkei;

Die Vereinigten Staaten von Amerika
haben eine Erklärung abgegeben, derzufolge
ihre Ratifikation des Weltpostvertrages samt
Schlußprotokoll und Anhang, Durchfüh-
rungsbestimmungen und Anhang, Bestim-
mungen über die Flugpostbriefsendungen
samt Schlußprotokoll und Anhang auch für
die Gesamtheit der Besitzungen der Ver-
einigten Staaten von Amerika, einschließlich
der Treuhandschaftsgebiete der Pazifischen
Inseln und der Panamakanalzone, gilt.

2. Übereinkommen, betreffend die Briefe und
Schachteln mit Wertangabe samt Schlußproto-
koll, Durchführungsbestimmungen und An-
hang:

Burma, Chile, Jugoslawien, Monako,
Polen, Spanien (einschließlich Spanisch
Marokko und der Gesamtheit der spanischen
Kolonien), Türkei;

3. Übereinkommen, betreffend die Postpakete
samt Schlußprotokoll, Durchführungsbestim-
mungen und Anhang:

Chile, Jugoslawien, Monako, Polen,
Spanien (einschließlich Spanisch Marokko
und der Gesamtheit der spanischen Kolo-
nien), Türkei;

4. Übereinkommen, betreffend die Postanweisun-
gen, die Postreisegutscheine, Durchführungs-
bestimmungen und Anhang:

Chile, Monako, Polen, Spanien (einschließ-
lich Spanisch Marokko und der Gesamtheit
der spanischen Kolonien), Türkei;

5. Übereinkommen, betreffend die Postüber-
weisungen samt Anhang über die Vorschriften
der Behandlung von bei Postscheckämtern
zahlbar gestellten Wertpapieren im Wege der
Postüberweisung, Durchführungsbestimmungen
und Anhang:

Monako, Spanien (einschließlich Spanisch
Marokko und der Gesamtheit der spanischen
Kolonien), Türkei;

6. Übereinkommen, betreffend die Nachnahme-
sendungen, Ausführungsbestimmungen und
Anhang:

Chile, Monako, Polen, Spanien (ein-
schließlich Spanisch Marokko und der Ge-
samtheit der spanischen Kolonien), Türkei;

7. Übereinkommen, betreffend die Postaufträge,
Durchführungsbestimmungen und Anhang:

Chile, Monako, Spanien (einschließlich
Spanisch Marokko und der Gesamtheit der
spanischen Kolonien), Türkei;

8. Übereinkommen, betreffend den Bezug von
Zeitungen und Zeitschriften, Durchführungs-
bestimmungen und Anhang:

Chile, Monako, Polen, Spanien (einschließ-
lich Spanisch Marokko und der Gesamtheit
der spanischen Kolonien), Türkei.

Raab

8 86
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140.
Abkommen

zwischen der Österreichischen Bundesregierung
und der Regierung der Volksrepublik Bulgarien,

betreffend die Regelung der Donauschiffahrt.

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Volksrepublik Bulgarien verein-
baren, im Interesse der Handelsbeziehungen und
des freien und offenen Handelsschiffsverkehres
zwischen den beiden Staaten auf Grundlage
voller Gleichberechtigung, folgendes:

A r t i k e l 1
Auf dem österreichischen und bulgarischen

Teil des Donaustromes ist die Schiffahrt für die
Handelsschiffe beider vertragschließender Teile
unter der Voraussetzung frei, daß die gesetz-
lichen Vorschriften des jeweiligen Uferstaates
eingehalten werden.

Die Rechtswirkung dieser Vereinbarung erstreckt
sich nicht auf die Personen- und Güterbeförde-
rung zwischen Häfen ein- und desselben Staates.

A r t i k e l 2
Auf dem österreichischen und bulgarischen

Teil des Donaustromes wird den Handelsschiffen
beider vertragschließender Teile sowohl hinsicht-
lich des Schiffsverkehrs, des Aufenthaltes in den
Häfen, der Abwicklung der Handels- und Schiff-
fahrtsmanipulationen und der Versorgung mit
Brennstoff und Lebensmitteln als auch der Be-
nützung der öffentlichen Hafenanlagen und der
Einhebung von öffentlichen Abgaben grundsätz-
lich die gleiche Behandlung wie den Handels-
schiffen aller anderen Staaten zugestanden.

A r t i k e l 3
Jeder der beiden vertragschließenden Teile

anerkennt die Vorschriften des anderen vertrag-
schließenden Teiles, die sich auf den Bau, die
Ausrüstung und Bemannung der Schiffe bezie-
hen sowie die Vorschriften über Schiffs- und
Begleitpapiere.

A r t i k e l 4
Jeder vertragschließende Teil anerkennt die

vom anderen Teil ausgestellten Donauschiffer-
ausweise nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen als gültige Reisedokumente für Donau-
schiffer. Die mitfahrenden Ehefrauen und Kinder
über 15 Jahren müssen gesonderte Donauschiffer-
ausweise erhalten. Die Kinder unter 15 Jahren
können in den Donauschifferausweisen entweder
des Vaters oder der Mutter eingetragen werden.

Die beiden vertragschließenden Teile werden
einander rechtzeitig auf diplomatischem Wege
das Muster eines Donauschifferausweises zu In-
formationszwecken übersenden und einander
die zur Ausstellung dieser Ausweise berechtigten
Behörden bekanntgeben.
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Alle Mitglieder der Schiffsbesatzung sowie die
mitfahrenden Mitglieder ihrer Familien müssen
in der Personalliste des Schiffes eingetragen wer-
den.

A r t i k e l 5
Der Donauschifferausweis eines vertragschlie-

ßenden Teiles berechtigt die darin angeführten
Personen, die Staatsgrenze des anderen vertrag-
schließenden Teiles auf dem Schiff, in dessen
Personalliste sie eingetragen sind, auf dem
Wasserweg in beiden Richtungen ohne Reisepaß
und Sichtvermerk zu überschreiten.

Die genannten Personen sind berechtigt, in
den Donauhäfen des anderen vertragschließenden
Teiles an Land zu gehen und sich unter Beach-
tung der geltenden Vorschriften im Hafengebiet
frei zu bewegen. Sie haben sich beim Betreten
des Festlandes der Paß- und Zollkontrolle zu
unterziehen.

Zum Verlassen des Hafengebietes bedürfen sie
einer besonderen Bewilligung der für den Hafen
zuständigen Sicherheitsdienststelle.

A r t i k e l 6
Die Inhaber von Donauschifferausweisen des

einen vertragschließenden Teiles können im Be-
darfsfall die Staatsgrenze des anderen vertrag-
schließenden Teiles auch auf dem Landwege über-
schreiten, wenn der Donauschifferausweis mit
einem gültigen Sichtvermerk dieses Staates ver-
sehen ist. Die betreffenden Personen haben sich
in diesem Falle ohne unnötigen Aufenthalt auf
dem fremden Staatsgebiet von dem Schiff, zu
dessen Besatzung sie gehören, zur Staatsgrenze
bzw. von der Staatsgrenze zu dem Schiff zu be-
geben. Sichtvermerke auf Donauschifferausweisen
werden bei Vorliegen eines dienstlichen Reise-
auftrages in kürzestmöglicher Zeit erteilt werden.

A r t i k e l 7
Den leitenden Funktionären und Kontroll-

organen der Donauschiffahrtsunternehmen eines
der beiden vertragschließenden Teile werden für
dienstliche Reisen in das Gebiet des anderen
vertragschließenden Teiles die erforderlichen
Sichtvermerke in ihre Reisepässe in kürzestmög-
licher Frist erteilt werden.

Diesen Personen wird aus dienstlichen Grün-
den der Zutritt zu den Hafenanlagen des ande-
ren Staates und den dort liegenden Schiffen ihres
Unternehmens gestattet werden.

A r t i k e l 8
Wenn ein Schiff außerhalb eines Hafens an-

legen muß, darf die Besatzung das Schiff nicht
verlassen. Ist das Betreten des Landes erforder-
lich, darf vorerst nur eine Person an Land
gehen, die das nächste Sicherheitsorgan unver-
züglich von der Landung zu verständigen hat;
dieses kann gegebenenfalls weiteren Personen das
Anlandgehen gestatten.
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Wenn das Leben der Besatzungsmitglieder ge-
fährdet ist, dürfen diese das Land betreten,
müssen jedoch bis zur Ankunft eines Sicherheits-
organes, das von einem Besatzungsmitglied
herbeizuholen ist, in unmittelbarer Nähe des
Landungsplatzes bleiben. Die Besatzungsmit-
glieder sind verpflichtet, den Weisungen des
Sicherheitsorganes Folge zu leisten.

A r t i k e l 9
Die unter der Flagge eines der vertragschlie-

ßenden Teile verkehrenden Handelsschiffe samt
ihren zur Schiffahrt erforderlichen Einrichtungen
bleiben bei ihrem vorübergehenden Eingang in
das Gebiet und Ausgang aus dem Gebiet des
anderen vertragschließenden Teiles frei von
Zöllen, Steuern und Gebühren.

A r t i k e l 10
Die mitgeführten Vorräte, die zur Verpflegung

der Besatzung und der Fahrgäste, ferner zum Be-
trieb und zur Instandhaltung der Schiffe not-
wendig sind, bleiben beim Ein- und Ausgang des
Schiffes frei von Zöllen, Steuern und Gebühren
sowie von Ein- und Ausfuhrbewilligungen, wenn
sie unter Einhaltung der Zollaufsichtsbestim-
mungen des Territorialstaates auf dem betreffen-
den. Schiffe regelmäßig Verwendung finden.

Die über die notwendigen Mengen hinaus-
gehenden Vorräte sind unter Zollaufsicht zu
nehmen.

Für die sonstigen in den beiden vorhergehen-
den Absätzen nicht genannten Waren gelten die
allgemeinen Zollvorschriften des betreffenden
Territorialstaates.

Vorräte, die zum Betrieb und zur Instand-
haltung der Schiffe eines vertragschließenden
Teiles notwendig sind und die in dem Gebiet des
anderen vertragschließenden Teiles unter Zoll-
aufsicht gelagert werden, bleiben frei von Zöllen,
Steuern und Gebühren sowie von Ein- und Aus-
fuhrbewilligungen.

A r t i k e l 11
Die unter der Flagge eines der vertragschlie-

ßenden Teile verkehrenden Handelsschiffe sowie
die von ihnen mitgeführten Waren bleiben bei
der Durchfahrt auf der Donaustrecke des ande-
ren vertragschließenden Teiles frei von Zöllen,
Steuern und Gebühren.

Die Zollbehörden des Durchgangsstaates kön-
nen die Durchgangswaren unter Zollaufsicht
nehmen oder nötigenfalls das Schiff amtlich be-
gleiten lassen.

A r t i k e l 12
Die vertragschließenden Teile verpflichten sich,

im Rahmen ihrer geltenden Vorschriften soweit
als möglich für eine einfache und beschleunigte
Grenzabfertigung Sorge zu tragen.
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A r t i k e l 13
Alle Fragen betrieblicher oder kommerzieller

Natur, die sich aus der Durchführung der
Binnenschiffahrt zwischen den beiden vertrag-
schließenden Teilen ergeben, bleiben einer Ver-
einbarung der beiderseitigen Schiffahrtsunterneh-
men überlassen. Solche Vereinbarungen bedürfen
zwecks Wahrung der beiderseitigen Interessen
der. Genehmigung der zuständigen Behörden bei-
der vertragschließender Teile.

A r t i k e l 14
Zwecks Erleichterung des Schiffsverkehres in

betrieblicher wie auch in kommerzieller Hinsicht
können die Schiffahrtsunternehmen beider ver-
tragschließender Teile auf Grundlage voller
Gleichberechtigung Agenden oder Vertretungen
mit der nötigen Anzahl von Bediensteten auf
dem Gebiete des anderen vertragschließenden
Teiles unter der Bedingung einrichten, daß die
territoriale Gesetzgebung gewahrt bleibt.

A r t i k e l 15
Das vorliegende Abkommen tritt am Tage

seiner Unterzeichnung in Kraft; es kann von
jedem der beiden vertragschließenden Teile
mindestens drei Monate vor Ablauf eines Ka-
lenderjahres gekündigt werden.

Gefertigt in zwei Originalen in deutscher und
bulgarischer Sprache, die beide authentisch sind.

Geschehen zu Sofia, am 10. März 1955.

Für die Österreichische
Bundesregierung :

Dr. Hobel

Für die Regierung der
Volksrepublik Bulgarien :

I. Popow

Das Abkommen ist gemäß seinem Artikel 15 am 10. März 1955 in Kraft getreten.
Raab

141.
Notenwechsel zwischen der Österreichischen Gesandtschaft in Bern und dem
Eidgenössischen Politischen Departement, betreffend die Vereinbarung über
den Austausch von Gastarbeitnehmern zwischen der Republik Österreich und

der Schweizerischen Eidgenossenschaft.
Österreichische Gesandtschaft

BERN
Bern, am 19. März 1956.

Herr Bundesrat,
Ich beehre mich, Ihnen zur Kenntnis zu brin-

gen, daß die Österreichische Bundesregierung, von
dem Bestreben geleitet, die Zusammenarbeit mit
dem Schweizerischen Bundesrat auf sozialem Ge-
biete zu vertiefen, und von der Überlegung aus-
gehend, daß es vorteilhaft ist, den Austausch von
Gastarbeitnehmern zwischen den beiden Ländern

zum Zwecke der sprachlichen und beruflichen
Fortbildung zu fördern, bereit ist, die nach-
stehende Vereinbarung zu schließen:

„Vereinbarung über den Austausch von Gast-
arbeitnehmern (Stagiaires) zwischen der Republik
Österreich und der Schweizerischen Eidgenossen-

schaft.
Die Regierung der Republik Österreich und

der Schweizerische Bundesrat haben folgende
Vereinbarung getroffen:
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A r t i k e l 1
(1) Diese Vereinbarung findet Anwendung auf

Gastarbeitnehmer, das heißt auf Angehörige eines
der beiden Staaten, die im anderen Staat für eine
begrenzte Zeit ein Arbeitsverhältnis eingehen,
um ihre sprachlichen und beruflichen Kenntnisse
zu vervollkommnen.

(2) Die Gastarbeitnehmer sollen eine ab-
geschlossene berufliche Ausbildung besitzen, das
18. Lebensjahr vollendet und das 30. Lebensjahr
nicht überschritten haben.

A r t i k e l 2
(1) Jeder der beiden Staaten läßt im Kalender-

jahr bis zu 50 Gastarbeitnehmer ohne Rücksicht
auf den Arbeitsmarkt zu. Weitere Gesuche wer-
den mit Wohlwollen behandelt, wenn die Ar-
beitsmarktlage es gestattet.

(2) Maßgebend für die Anrechnung auf das
jährliche Kontingent ist das Datum der Zulas-
sungsbewilligung. Eine Verlängerung der Auf-
enthaltsbewilligung als Gastarbeitnehmer gemäß
Artikel 4, Absatz 1, gilt nicht als Neuzulassung
und wird auf das Kontingent nicht angerechnet.

(3) Wird das einem Staat zustehende Kontin-
gent nicht ausgenützt, so darf dieser weder das
Kontingent des anderen Staates herabsetzen noch
den nicht benützten Rest seines Kontingentes auf
das folgende Jahr übertragen.

(4) Das Kontingent kann auf Vorschlag eines
der beiden Staaten durch eine Vereinbarung ab-
geändert werden, die spätestens am 1. Dezember
für das folgende Jahr zu treffen ist.

A r t i k e l 3
(1) Die Gastarbeitnehmer können nur zugelas-

sen werden, wenn sich die Arbeitgeber, die sie zu
beschäftigen wünschen, den zuständigen Behörden
gegenüber verpflichten, sie, sofern sie normale
Arbeit leisten, nach den in den Gesamtarbeitsver-
trägen festgelegten Tarifen oder in Ermangelung
von solchen nach den sonst geltenden Vorschrif-
ten oder nach den berufs- und ortsüblichen An-
sätzen zu entlohnen.

(2) In allen anderen Fällen haben sich die Ar-
beitgeber zu verpflichten, den Gastarbeitnehmern
einen Lohn zu zahlen, der ihren Arbeitsleistun-
gen entspricht und ihnen gestattet, mindestens
für ihren Unterhalt aufzukommen.

(3) In der Überweisung von Ersparnissen sind
die Gastarbeitnehmer den anderen Arbeitneh-
mern aus ihrem Lande gleichgestellt.

A r t i k e l 4
(1) Die Bewilligung für Gastarbeitnehmer wird

für eine ein Jahr nicht überschreitende Dauer
erteilt. Ausnahmsweise kann sie um sechs Monate
verlängert werden.

(2) Der Gastarbeitnehmer darf nur die ihm be-
willigte Tätigkeit ausüben.

(3) Die Gastarbeitnehmer dürfen nach Ablauf
ihrer Fortbildungszeit grundsätzlich nicht in dem

Gebiet des Staates, in dem die Fortbildung statt-
gefunden hat, in der Absicht verbleiben, dort ein
anderes Arbeitsverhältnis einzugehen.

A r t i k e l 5
(1) Auf die Gastarbeitnehmer finden die Vor-

schriften des Arbeitsrechtes und des Arbeitneh-
merschutzes in gleicher Weise wie auf Inländer
Anwendung.

(2) Für die Behandlung der Gastarbeitnehmer
auf dem Gebiete der Sozialversicherung gelten
die Vorschriften des Beschäftigungslandes nach
Maßgabe der Bestimmungen des zwischen Öster-
reich und der Schweiz abgeschlossenen Abkom-
mens über Sozialversicherung samt Schlußproto-
koll vom 15. Juli 1950.

A r t i k e l 6
(1) Österreichische Bewerber haben das Gesuch

um Zulassung als Gastarbeitnehmer beim Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung in Wien,
schweizerische Bewerber beim Bundesamt für
Industrie, Gewerbe und Arbeit in Bern, ein-
zureichen. Die Bewerber haben alle für die Prü-
fung ihres Gesuches notwendigen Angaben zu
machen und insbesondere den Namen und die
Adresse des künftigen Arbeitgebers sowie die Art
der vorgesehenen Beschäftigung anzugeben.

(2) Die gemäß Absatz 1 zuständige Behörde des
Heimatstaates übermittelt das Gesuch, sofern sie
es befürworten kann, der entsprechenden Be-
hörde des Beschäftigungslandes.

(3) Die zuständige Behörde des Beschäftigungs-
landes entscheidet über die Zulassung nach Ar-
tikel 2, Absatz 1, im Rahmen des jährlichen Kon-
tingentes oder, falls dieses überschritten ist, nach
wohlwollendem Ermessen.

(4) Im übrigen finden die in jedem der beiden
Vertragsstaaten geltenden Rechtsvorschriften
über die Einreise, den Aufenthalt und die Aus-
reise von Ausländern auch auf die Gastarbeit-
nehmer Anwendung.

A r t i k e l 7
(1) Die zuständigen Behörden beider Staaten

erleichtern den Bewerbern die Suche nach einer
geeigneten Gastarbeitnehmerstelle. Dies gilt auch,
wenn vor Ablauf der Zulassungszeit das Arbeits-
verhältnis eines Gastarbeitnehmers ohne sein
Verschulden endet oder der Gastarbeitnehmer
wegen eines Arbeitskonfliktes im Betrieb die Be-
schäftigung aufgibt.

(2) In Österreich steht den schweizerischen Be-
werbern das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung in Wien und in der Schweiz den öster-
reichischen Bewerbern die Schweizerische Kom-
mission für den Austausch von Stagiaires mit
dem Ausland in Baden für die Vermittlung von
Gastarbeitnehmerstellen zur Verfügung.

A r t i k e l 8
Die zuständigen Behörden sorgen für eine

möglichst rasche Behandlung der Gesuche. Sie
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sind bestrebt, allfällige Schwierigkeiten bei der
Einreise oder während des Aufenthaltes in kürze-
ster Frist zu beheben.

A r t i k e l 9

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Staa-
ten treffen in beiderseitigem Einverständnis die
nötigen Maßnahmen für die Durchführung der
Vereinbarung.

(2) Sie unterrichten sich gegenseitig über Ände-
rungen innerstaatlicher Vorschriften auf den
diese Vereinbarung betreffenden Gebieten.

A r t i k e l 10

(1) Diese Vereinbarung wird durch Notenaus-
tausch abgeschlossen; sie tritt mit Beginn des
zweiten auf den Notenaustausch folgenden Mo-
nats in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember
1956.

(2) Die Vereinbarung gilt stillschweigend je-
weils für ein weiteres Kalenderjahr verlängert,
sofern sie nicht von einem der beiden vertrag-
schließenden Staaten vor dem 1. Juli zum Jahres-
ende schriftlich gekündigt wird.

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die auf
Grund der vorliegenden Vereinbarung aus-
gesprochenen Zulassungs- und Aufenthaltsbewilli-
gungen für die vorgesehene Dauer gültig."

Falls auch der Schweizerische Bundesrat bereit
ist, die oben wiedergegebenen Bestimmungen an-
zuwenden, so sollen diese Note und Ihre analoge
Antwortnote als eine Vereinbarung zwischen den
beiden Regierungen gelten, die zu dem im Ar-
tikel 10, Absatz 1, vorgesehenen Datum in Kraft
tritt.

Genehmigen Sie, Herr Bundesrat, die Ver-
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung

Coreth
Herrn
Bundesrat Max PETITPIERRE;
Vorsteher des Eidgenössischen
Politischen Departements;
B e r n .

Der Vorsteher des
Eidgenössischen Politischen
Departements

Bern, den 19. März 1956.

Herr Minister,
In Beantwortung Ihrer heutigen Note beehre

ich mich, Ihnen zur Kenntnis zu bringen, daß
auch der Schweizerische Bundesrat, von dem Be-
streben geleitet, die Zusammenarbeit mit der
österreichischen Bundesregierung auf sozialem
Gebiete zu vertiefen, und von der Überlegung
ausgehend, daß es vorteilhaft ist, den Austausch
von Gastarbeitnehmern zwischen den beiden
Ländern zum Zwecke der sprachlichen und be-
ruflichen Fortbildung zu fördern, bereit ist, die
nachstehende Vereinbarung zu schließen:

„Vereinbarung über den Austausch von Gast-
arbeitnehmern (Stagiaires) zwischen der Schwei-
zerischen Eidgenossenschaft und der Republik

Österreich.

Der Schweizerische Bundesrat und die Regie-
rung der Republik Österreich haben folgende
Vereinbarung getroffen:

A r t i k e l 1

(1) Diese Vereinbarung findet Anwendung auf
Gastarbeitnehmer, das heißt auf Angehörige eines
der beiden Staaten, die im anderen Staat für eine
begrenzte Zeit ein Arbeitsverhältnis eingehen,
um ihre sprachlichen und beruflichen Kenntnisse
zu vervollkommnen.

(2) Die Gastarbeitnehmer sollen eine ab-
geschlossene berufliche Ausbildung besitzen, das
18. Lebensjahr vollendet und das 30. Lebens-
jahr nicht überschritten haben.

A r t i k e 1 2

(1) Jeder der beiden Staaten läßt im Kalender-
jahr bis zu 50 Gastarbeitnehmer ohne Rücksicht
auf den Arbeitsmarkt zu. Weitere Gesuche wer-
den mit Wohlwollen behandelt, wenn die Ar-
beitsmarktlage es gestattet.

(2) Maßgebend für die Anrechnung auf das
jährliche Kontingent ist das Datum der Zu-
lassungsbewilligung. Eine Verlängerung der Auf-
enthaltsbewilligung als Gastarbeitnehmer gemäß
Artikel 4, Absatz 1, gilt nicht als Neuzulassung
und wird auf das Kontingent nicht angerechnet.

(3) Wird das einem Staat zustehende Kontin-
gent nicht ausgenützt, so darf dieser weder das
Kontingent des anderen Staates herabsetzen noch
den nicht benützten Rest seines Kontingentes auf
das folgende Jahr übertragen.

(4) Das Kontingent kann auf Vorschlag eines
der beiden Staaten durch eine Vereinbarung ab-
geändert werden, die spätestens am 1. Dezember
für das folgende Jahr zu treffen ist.

A r t i k e l 3

(1) Die Gastarbeitnehmer können nur zugelas-
sen werden, wenn sich die Arbeitgeber, die sie zu
beschäftigen wünschen, den zuständigen Behör-
den gegenüber verpflichten, sie, sofern sie
normale Arbeit leisten, nach den in den Gesamt-
arbeitsverträgen festgelegten Tarifen oder in Er-
mangelung von solchen nach den sonst geltenden
Vorschriften oder nach den berufs- und orts-
üblichen Ansätzen zu entlohnen.

(2) In allen anderen Fällen haben sich die
Arbeitgeber zu verpflichten, den Gastarbeitneh-
mern einen Lohn zu zahlen, der ihren Arbeits-
leistungen entspricht und ihnen gestattet, minde-
stens für ihren Unterhalt aufzukommen.

(3) In der Überweisung von Ersparnissen sind
die Gastarbeitnehmer den anderen Arbeitneh-
mern aus ihrem Lande gleichgestellt.
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A r t i k e l 4
(1) Die Bewilligung für Gastarbeitnehmer wird

für eine ein Jahr nicht überschreitende Dauer
erteilt. Ausnahmsweise kann sie um sechs Monate
verlängert werden.

(2) Der Gastarbeitnehmer darf nur die ihm be-
willigte Tätigkeit ausüben.

(3) Die Gastarbeitnehmer dürfen nach Ablauf
ihrer Fortbildungszeit grundsätzlich nicht in dem
Gebiete des Staates, in dem die Fortbildung statt-
gefunden hat, in der Absicht verbleiben, dort ein
anderes Arbeitsverhältnis einzugehen.

A r t i k e l 5
(1) Auf die Gastarbeitnehmer finden die Vor-

schriften des Arbeitsrechtes und des Arbeitneh-
merschutzes in gleicher Weise wie auf Inländer
Anwendung.

(2) Für die Behandlung der Gastarbeitnehmer
auf dem Gebiete der Sozialversicherung gelten
die Vorschriften des Beschäftigungslandes nach
Maßgabe der Bestimmungen des zwischen der
Schweiz und Österreich abgeschlossenen Abkom-
mens über Sozialversicherung samt Schlußproto-
koll vom 15. Juli 1950.

A r t i k e l 6
(1) Schweizerische Bewerber haben das Gesuch

um Zulassung als Gastarbeitnehmer beim Bundes-
amt für Industrie, Gewerbe und Arbeit in Bern,
österreichische Bewerber beim Bundesministerium
für soziale Verwaltung in Wien, einzureichen.
Die Bewerber haben alle für die Prüfung ihres
Gesuches notwendigen Angaben zu machen und
insbesondere den Namen und die Adresse des
künftigen Arbeitgebers sowie die Art der vor-
gesehenen Beschäftigung anzugeben.

(2) Die gemäß Absatz 1 zuständige Behörde des
Heimatstaates übermittelt das Gesuch, sofern sie
es befürworten kann, der entsprechenden Be-
hörde des Beschäftigungslandes.

(3) Die zuständige Behörde des Beschäftigungs-
landes entscheidet über die Zulassung nach Ar-
tikel 2, Absatz 1, im Rahmen des jährlichen Kon-
tingentes oder, falls dies überschritten ist, nach
wohlwollendem Ermessen.

(4) Im übrigen finden die in jedem der beiden
Vertragsstaaten geltenden Rechtsvorschriften
über die Einreise, den Aufenthalt und die Aus-
reise von Ausländern auch auf die Gastarbeit-
nehmer Anwendung.

A r t i k e l 7
(1) Die zuständigen Behörden beider Staaten

erleichtern den Bewerbern die Suche nach einer

geeigneten Gastarbeitnehmerstelle. Dies gilt auch,
wenn vor Ablauf der Zulassungszeit das Arbeits-
verhältnis eines Gastarbeitnehmers ohne sein
Verschulden endet oder der Gastarbeitnehmer
wegen eines Arbeitskonfliktes im Betrieb die Be-
schäftigung aufgibt.

(2) In der Schweiz steht den österreichischen
Bewerbern die Schweizerische Kommission für
den Austausch von Stagiaires mit dem Ausland
in Baden und in Österreich den schweizerischen
Bewerbern das Bundesministerium für soziale
Verwaltung in Wien für die Vermittlung von
Gastarbeitnehmerstellen zur Verfügung.

A r t i k e l 8
Die zuständigen Behörden sorgen für eine

möglichst rasche Behandlung der Gesuche. Sie
sind bestrebt, allfällige Schwierigkeiten bei der
Einreise oder während des Aufenthaltes in kürze-
ster Frist zu beheben.

A r t i k e l 9
(1) Die zuständigen Behörden der beiden Staa-

ten treffen in beiderseitigem Einverständnis die
nötigen Maßnahmen für die Durchführung der
Vereinbarung.

(2) Sie unterrichten sich gegenseitig über Ände-
rungen innerstaatlicher Vorschriften auf den
diese Vereinbarung betreffenden Gebieten.

A r t i k e l 10
(1) Diese Vereinbarung wird durch Notenaus-

tausch abgeschlossen; sie t r i t t mit Beginn des
zweiten auf den Notenaustausch folgenden Mo-
nats in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember
1956.

(2) Die Vereinbarung gilt stillschweigend je-
weils für ein weiteres Kalenderjahr verlängert,
sofern sie nicht von einem der beiden vertrag-
schließenden Staaten vor dem 1. Juli zum Jahres-
ende schriftlich gekündigt wird.

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die auf
Grund der vorliegenden Vereinbarung aus-
gesprochenen Zulassungs- und Aufenthaltsbewilli-
gungen für die vorgesehene Dauer gültig."

Durch diese Antwortnote wird die oben
wiedergegebene Vereinbarung gemäß Artikel 10,
Absatz 1, auf den 1. Mai 1956 in Kraft gesetzt.

Genehmigen Sie, Herr Minister, die Versiche-
rung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Petitpierre
Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Johannes CORETH;
Außerordentlichem Gesandten und bevollmächtigtem
Minister der Republik Österreich;
Bern.

Die in diesem Notenwechsel enthaltene Vereinbarung ist gemäß Artikel 10 Abs. 1 am 1. Mai
1956 in Kraft getreten.

Raab


